
Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach - Fachbereich
Schule und Sport -, 41050 Mönchenglad-
bach, vergibt in öffentlicher Ausschreibung

Ort der Leistung:
Mönchengladbach

Art und Umfang der Leistung:
Lieferung und Einrichtung (Mobiliar) von ei-
nem naturwissenschaftlichen Fachunter-
richtsraum und einem Vorbereitungs-/Samm-
lungsraum für das Gymnasium Franz-Meyers

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
Sofort nach Auftragsvergabe

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Sievers und Frau Coenen-Berche
Fachbereich Schule und Sport

Vergaberechtliche Auskunft erteilt:
Herr Halbowski, 
Fachbereich Organisation und IT

Die Angebotsunterlagen sind erhältlich und
einzusehen ab sofort auf dem Vergabemarkt-
platz Rheinland www.evergabe.nrw.de unter
der Vergabenummer “40.05-2023-015”.

Die Bieterkommunikation wird ausschließ-
lich über den Vergabemarktplatz Rheinland
geführt.

Ablauf der Angebotsfrist:
14.08.2024, 12:00 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
digital über den Vergabemarktplatz Rheinland

Folgende Eignungsnachweise werden
gefordert:

- Eigenerklärung über Ausschlussgründe,
gewerberechtliche Voraussetzungen,

Erfüllung der gesetzlichen Pflichten zur
Zahlung der vom Finanzamt und der
nicht vom Finanzamt erhobenen Steu-
ern, sowie der Beiträge zur Sozialversi-
cherung - Formular 521

- 3 vergleichbare Referenzen in den letz-
ten 3 Geschäftsjahren

- Nachweis Holz aus nachhaltiger Forst-
wirtschaft

- Nachweis Mobiliar ohne bedenkliche
Schadstoffe

- Nachweis Spritzwasserschutz IP 44
oder höher

- Produktbeschreibung Katalog-/Prospekt-
material

Die Zuschlagskriterien in der Ausschrei-
bung sind wie folgt festgelegt:

70 % Preis
Das günstigste Angebot erhält 70 Punkte.
Angebote mit dem doppelten oder höheren
günstigsten Angebotspreis erhalten 0 Punk-
te. Zwischen diesen Punkten wird bis auf
zwei Nachkommastellen linear interpoliert.

10 % Garantie
Angebote mit 10 Jahren Garantie erhalten
10 Punkte. Angebote mit 5 Jahren Garan-
tie erhalten 0 Punkte. Zwischen diesen
Punkten wird bis auf zwei Nachkomma-
stellen linear interpoliert.

20 % Zweckmäßigkeit,
davon 10 % Modularer Aufbau des Sy-
stems und 10 % Ausstattung des Lehrerti-
sches (siehe Anlage „Wertungsmatrix“)

Bindefrist:
31.10.2024

Mit der Abgabe eines Angebots unter-
liegt der Bewerber den Bestimmungen
über nicht berücksichtigte Angebote
gem. §§ 41, 46 UVgO.

Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten nicht zu-
gelassen.

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Fachbereich Organisation und IT –

Offenes Verfahren

Die Stadt Mönchengladbach – FB 66 Straßen-
bau und Verkehrstechnik -, 41050 Mönchen-
gladbach, vergibt im Offenen Verfahren

Art des Auftrages:
Bauauftrag

Ort der Ausführung:
Adenauerplatz, 41061 Mönchengladbach

Art und Umfang der Leistung:
Landschafts- und Straßenbauarbeiten. Um-
bau und Neugestaltung des Adenauerplat-
zes und der Kaiserstraße mit rd. 5.100 m².
Aufwertung der Grünfläche sowie Erneu-
erung Verkehrsflächen und Beleuchtung.

Aufteilung in Lose:
nein

Ausführungsfrist:
11.11.2024 – 31.10.2025

Nebenangebote werden zugelassen:
ja

Die Angebotsunterlagen sind erhältlich und
einzusehen ab sofort auf der Vergabeplatt-
form www.evergabe.nrw.de unter der Verga-
benummer 66-2024-041.

Ablauf der Angebotsfrist:
29.08.2024, 10:00 Uhr

Einzureichen ausschließlich In digitaler
Form:
über Vergabemarktplatz Rheinland
www.evergabe.nrw.de

Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten nicht zu-
gelassen.
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Die Bieterkommunikation wird ausschließ-
lich über den Vergabemarktplatz Rheinland
geführt.

Folgende Eignungsnachweise werden
gefordert:

Eignung zur Berufsausübung: 

Unterlagen, die mit dem Angebot abzuge-
ben sind:
- HVA B-StB Eigenerklärung zur Eignung

(falls keine PQ-Nummer vorhanden
bzw. die PQ-Qualifizierung nicht ein-
schlägig ist), alternativ Einheitliche Eu-
ropäische Eigenerklärung

Auf gesondertes Verlangen der Vergabe-
stelle vorzulegen (Bestätigungen der Eige-
nerklärung zur Eignung):
- Gewerbeanmeldung, Handelsregister-

auszug und Eintragung in der Hand-
werksrolle (Handwerkskarte) bzw. bei
der Industrie- und Handelskammer

Wirtschaftliche und finanzielle Leis-
tungsfähigkeit:

Unterlagen, die mit dem Angebot abzuge-
ben sind:
- HVA B-StB Eigenerklärung zur Eignung

(falls keine PQ-Nummer vorhanden
bzw. die PQ-Qualifizierung nicht ein-
schlägig ist), alternativ Einheitliche Eu-
ropäische Eigenerklärung

Unterlagen, die auf Verlangen der Verga-
bestelle vorzulegen sind:
- rechtskräftig bestätigter Insolvenzplan

(falls eine Erklärung über das Vorliegen
eines solchen Insolvenzplanes angege-
ben wurde)

- Unbedenklichkeitsbescheinigung der
tariflichen Sozialkasse, falls das Unter-
nehmen beitragspflichtig ist

- Unbedenklichkeitsbescheinigung des
Finanzamtes bzw. Bescheinigung in
Steuersachen, falls das Finanzamt eine
solche Bescheinigung ausstellt

- Freistellungsbescheinigung nach § 48b
Einkommensteuergesetz

- Unbedenklichkeitsbescheinigung der
Berufsgenossenschaft des zuständigen
Versicherungsträgers mit Angabe der
Lohnsummen

- Zur Höhe des Umsatzes Bestätigung
eines vereidigten Wirtschaftsprüfers/
Steuerberaters oder entsprechend tes-
tierte Jahresabschlüsse oder entspre-
chend testierte Gewinn- und Verlust-
rechnungen

Technisch und berufliche Leistungs-
fähigkeit:

Unterlagen, die mit dem Angebot abzuge-
ben sind:
- HVA B-StB Eigenerklärung zur Eignung

(falls keine PQ-Nummer vorhanden
bzw. die PQ-Qualifizierung nicht ein-
schlägig ist), alternativ Einheitliche Eu-
ropäische Eigenerklärung

- HVA B-StB Unterauftrag-/Nachunter-
nehmerleistungen (wenn Teile der Leis-
tung an Unterauftrag-/Nachunterneh-

mer vergeben werden sollen; bei Abga-
be mehrerer Hauptangebote für jedes
Hauptangebot, in dem Teile der Lei-
stung an Unterauftrag-/Nachunterneh-
mer vergeben werden sollen)

Unterlagen, die auf Verlangen der Verga-
bestelle vorzulegen sind:
- Referenznachweise mit den im Form-

blatt Eigenerklärung zur Eignung ge-
nannten Angaben

- Erklärung zur Zahl der in den letzten 3
Jahren jahresdurchschnittlich beschäf-
tigten Arbeitskräfte, gegliedert nach
Lohngruppen, mit extra ausgewiese-
nem Leitungspersonal

Sonstiges:
Unterlagen, die mit dem Angebot abzuge-
ben sind:
- HVA B-StB Eigenerklärung zur Eignung

(falls keine PQ-Nummer vorhanden
bzw. die PQ-Qualifizierung nicht ein-
schlägig ist), alternativ Einheitliche Eu-
ropäische Eigenerklärung

Unterlagen, die auf Verlangen der Verga-
bestelle vorzulegen sind:
- Eigenerklärung Mindestlohngesetz
- Nachweise hinsichtlich einer eventuell

durchgeführten Selbstreinigung

Bedingungen für die Ausführung des
Auftrags:
Unterlagen, die mit dem Angebot abzuge-
ben sind:
- ANLAGE-Eigenerklärung-VO-2022-

833_BMWK

Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Bindefrist:   
18.11.2024

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planen, Bauen, Mobilität, Umwelt –

GWSG mbH
Öffentliche Bekanntmachung
des Jahresabschlusses 2023

der GWSG mbH

Die Gesellschafterversammlung der
GWSG mbH hat den Jahresabschluss zum
31. Dezember 2023 festgestellt.
Der Jahresabschluss 2023 schließt mit ei-
ner Bilanzsumme von € 127.851.019,75
und in der Gewinn- und Verlustrechnung
mit einem Jahresüberschuss von €
3.150.631,82 ab. Gemäß § 18 4. des Ge-
sellschaftsvertrages ist aus dem Jahres-
überschuss ein Betrag in Höhe von 
€ 320.000,00 in die „Gesellschaftsvertrag-
liche Rücklagen“ einzustellen. Vom Bilanz-
gewinn in Höhe von € 2.830.631,82 wird
ein Betrag von € 2.300.000,00 an die Ge-
sellschafterin ausgeschüttet und der restli-
che Betrag in Höhe von € 530.631,82 in
„Andere Gewinnrücklagen“ eingestellt.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen in
der Zeit vom 02. September bis 06. Sep-

tember 2024 im Verwaltungsgebäude Kö-
nigstraße 151, 41236 Mönchengladbach,
während der Öffnungszeiten 08.00 bis
12.00 und 14.00 bis 17.00 Uhr aus.

Die mit der gesetzlichen Prüfung beauf-
tragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Ba-
varia Treu AG hat am 10. Juni 2024 den
folgenden uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt.

Bestätigungsvermerk 
des unabhängigen 
Abschlussprüfers

An die Gemeinnützige Wohnungs- und
Siedlungsgesellschaft mbH, Mönchen-
gladbach

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Gem-
einnützige Wohnungs- und Siedlungsge-
sellschaft mbH, Mönchengladbach, – be-
stehend aus der Bilanz zum 31.12.2023
und der Gewinn- und Verlustrechnung für
das Geschäftsjahr vom 1.1. bis zum
31.12.2023 sowie den Anhang, einschließ-
lich der Darstellung der Bilanzierungs- und
Bewertungsmethoden – geprüft.

Darüber hinaus haben wir den Lagebericht
der Gemeinnützige Wohnungs- und Sied-
lungsgesellschaft mbH, Mönchenglad-
bach, für das Geschäftsjahr vom 1.1. bis
zum 31.12.2023 geprüft.

- Nach unserer Beurteilung aufgrund der
bei der Prüfung gewonnenen Erkennt-
nisse entspricht der beigefügte Jahres-
abschluss in allen wesentlichen Belan-
gen den deutschen, für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen
Vorschriften und vermittelt unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung ein den
tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens- und Fi-
nanzlage der Gesellschaft zum
31.12.2023 sowie ihrer Ertragslage für
das Geschäftsjahr vom 1.1. bis zum
31.12.2023 und

- vermittelt der beigefügte Lagebericht
insgesamt ein zutreffendes Bild von der
Lage der Gesellschaft. In allen wesentli-
chen Belangen steht dieser Lagebericht
in Einklang mit dem Jahresabschluss,
entspricht den deutschen gesetzlichen
Vorschriften und stellt die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung
zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären
wir, dass unsere Prüfung zu keinen Ein-
wendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit
des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW)
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festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führt. Unsere Verantwortung nach diesen
Vorschriften und Grundsätzen ist im Ab-
schnitt „Verantwortung des Abschlussprü-
fers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts“ unseres Bestäti-
gungsvermerks weitergehend beschrieben.
Wir sind von dem Unternehmen unabhängig
in Übereinstimmung mit den deutschen
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen
Vorschriften und haben unsere sonstigen
deutschen Berufspflichten in Übereinstim-
mung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir
sind der Auffassung, dass die von uns er-
langten Prüfungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage für un-
sere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss
und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertre-
ter und des Aufsichtsrats für den Jah-
resabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwort-
lich für die Aufstellung des Jahresab-
schlusses, der den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtli-
chen Vorschriften in allen wesentlichen Be-
langen entspricht, und dafür, dass der Jah-
resabschluss unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Ge-
sellschaft vermittelt. Ferner sind die ge-
setzlichen Vertreter verantwortlich für die
internen Kontrollen, die sie in Übereinstim-
mung mit den deutschen Grundsätzen
ordnungsmäßiger Buchführung als not-
wendig bestimmt haben, um die Aufstel-
lung eines Jahresabschlusses zu ermögli-
chen, der frei von wesentlichen falschen
Darstellungen aufgrund von dolosen Hand-
lungen (d.h. Manipulationen der Rech-
nungslegung und Vermögensschädigun-
gen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses
sind die gesetzlichen Vertreter dafür ver-
antwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft
zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit
zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die
Verantwortung, Sachverhalte in Zusam-
menhang mit der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzu-
geben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren,
sofern dem nicht tatsächliche oder rechtli-
che Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter
verantwortlich für die Aufstellung des La-
geberichts, der insgesamt ein zutreffendes
Bild von der Lage der Gesellschaft vermit-
telt sowie in allen wesentlichen Belangen
mit dem Jahresabschluss in Einklang
steht, den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend darstellt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die Vor-
kehrungen und Maßnahmen (Systeme), die

sie als notwendig erachtet haben, um die
Aufstellung eines Lageberichts in Überein-
stimmung mit den anzuwendenden deut-
schen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete
Nachweise für die Aussagen im Lagebe-
richt erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die
Überwachung des Rechnungslegungspro-
zesses der Gesellschaft zur Aufstellung des
Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Si-
cherheit darüber zu erlangen, ob der Jah-
resabschluss als Ganzes frei von wesentli-
chen falschen Darstellungen aufgrund von
dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und
ob der Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft
vermittelt sowie in allen wesentlichen Be-
langen mit dem Jahresabschluss sowie mit
den bei der Prüfung gewonnenen Erkennt-
nissen in Einklang steht, den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften entspricht und die
Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend darstellt, sowie einen
Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unse-
re Prüfungsurteile zum Jahresabschluss
und zum Lagebericht beinhaltet.
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß
an Sicherheit, aber keine Garantie dafür,
dass eine in Übereinstimmung mit § 317
HGB unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung
eine wesentliche falsche Darstellung stets
aufdeckt. Falsche Darstellungen können
aus dolosen Handlungen oder Irrtümern
resultieren und werden als wesentlich an-
gesehen, wenn vernünftigerweise erwartet
werden könnte, dass sie einzeln oder ins-
gesamt die auf der Grundlage dieses Jah-
resabschlusses und Lageberichts getroffe-
nen wirtschaftlichen Entscheidungen von
Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflicht-
gemäßes Ermessen aus und bewahren eine
kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

- identifizieren und beurteilen wir die Risi-
ken wesentlicher falscher Darstellungen
im Jahresabschluss und im Lagebericht
aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risi-
ken durch sowie erlangen Prüfungs-
nachweise, die ausreichend und geeig-
net sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko,
dass aus dolosen Handlungen resultie-
rende wesentliche falsche Darstellun-
gen nicht aufgedeckt werden, ist höher
als das Risiko, dass aus Irrtümern re-
sultierende wesentliche falsche Darstel-
lungen nicht aufgedeckt werden, da
dolose Handlungen kollusives Zusam-
menwirken, Fälschungen, beabsichtigte
Unvollständigkeiten, irreführende Dar-

stellungen bzw. das Außerkraftsetzen
interner Kontrollen beinhalten können.

- gewinnen wir ein Verständnis von dem
für die Prüfung des Jahresabschlusses
relevanten internen Kontrollsystem und
den für die Prüfung des Lageberichts re-
levanten Vorkehrungen und Maßnahmen,
um Prüfungshandlungen zu planen, die
unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel,
ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser
Systeme der Gesellschaft abzugeben.

- beurteilen wir die Angemessenheit der
von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsmethoden
sowie die Vertretbarkeit der von den
gesetzlichen Vertretern dargestellten
geschätzten Werte und damit zusam-
menhängenden Angaben.

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzli-
chen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit so-
wie, auf der Grundlage der erlangten
Prüfungsnachweise, ob eine wesentli-
che Unsicherheit im Zusammenhang
mit Ereignissen oder Gegebenheiten
besteht, die bedeutsame Zweifel an der
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit auf-
werfen können. Falls wir zu dem
Schluss kommen, dass eine wesentli-
che Unsicherheit besteht, sind wir ver-
pflichtet, im Bestätigungsvermerk auf
die dazugehörigen Angaben im Jahres-
abschluss und im Lagebericht aufmerk-
sam zu machen oder, falls diese Anga-
ben unangemessen sind, unser jeweili-
ges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir
ziehen unsere Schlussfolgerungen auf
der Grundlage der bis zum Datum un-
seres Bestätigungsvermerks erlangten
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereig-
nisse oder Gegebenheiten können je-
doch dazu führen, dass die Gesell-
schaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht
mehr fortführen kann.

- beurteilen wir Darstellung, Aufbau und
Inhalt des Jahresabschlusses insge-
samt einschließlich der Angaben sowie
ob der Jahresabschluss die zugrunde
liegenden Geschäftsvorfälle und Ereig-
nisse so darstellt, dass der Jahresab-
schluss unter Beachtung der deutschen
Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Ge-
sellschaft vermittelt.

- beurteilen wir den Einklang des Lage-
berichts mit dem Jahresabschluss, sei-
ne Gesetzes-entsprechung und das
von ihm vermittelte Bild von der Lage
des Unternehmens.

- führen wir Prüfungshandlungen zu den
von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten zukunftsorientierten Angaben
im Lagebericht durch. Auf Basis ausrei-
chender geeigneter Prüfungsnachweise
vollziehen wir dabei insbesondere die
den zukunftsorientierten Angaben von
den gesetzlichen Vertretern zugrunde
gelegten bedeutsamen Annahmen nach
und beurteilen die sachgerechte Ablei-
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tung der zukunftsorientierten Angaben
aus diesen Annahmen. Ein eigenständi-
ges Prüfungsurteil zu den zukunftsori-
entierten Angaben sowie zu den zu-
grunde liegenden Annahmen geben wir
nicht ab. Es besteht ein erhebliches un-
vermeidbares Risiko, dass künftige Er-
eignisse wesentlich von den zukunftso-
rientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung
Verantwortlichen unter anderem den ge-
planten Umfang und die Zeitplanung der
Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfest-
stellungen, einschließlich etwaiger bedeut-
samer Mängel im internen Kontrollsystem,
die wir während unserer Prüfung feststellen.

Erfurt, 10. Juni 2024

Bavaria
Revisions- und 

Treuhand Aktiengesellschaft
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Steuerberatungsgesellschaft

(gez. Will)     (gez. Spang)
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Kreisbau AG
Öffentliche Bekanntmachung
des Jahresabschlusses 2023
der Gemeinnützige Kreisbau

Aktiengesellschaft

Die Hauptversammlung der „Gemeinnützige
Kreisbau AG“ hat am 28. Juni 2024 den Jah-
resabschluss zum 31. Dezember 2023 mit ei-
ner Bilanzsumme von 106.749.381,69 € und
einem Jahresüberschuss von 1.198.994,00 €
festgestellt.

Gemäß § 18 (1) der Satzung ist ein Betrag
in Höhe von 59.949,70 € in die „Gesetzli-
che Rücklage“ und gemäß § 18 Nr.2 ein
Betrag in Höhe von 564.044,30 € in „An-
dere Gewinnrücklagen“ einzustellen.
Der verbleibende Bilanzgewinn in Höhe von
575.000,00 € wird wie folgt verwendet:

Ausschüttung einer Dividende in Höhe von
575.000,00 €

Der Vorstand

Christian Heinen Frank Meier

Jahresabschluss und Lagebericht liegen in
der Zeit vom 02. September bis 06. Sep-
tember 2024 im Verwaltungsgebäude Kö-
nigstraße 151, 41236 Mönchengladbach,
während der Öffnungszeiten 08.00 bis
12.30 und 14.00 bis 17.00 Uhr, aus.

Die mit der gesetzlichen Prüfung beauf-
tragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Ba-
varia Treu AG hat am 28.05.2024 den fol-
genden uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk erteilt. 

Bestätigungsvermerk 
des unabhängigen 
Abschlussprüfers

An die Gemeinnützige Kreisbau Aktienge-
sellschaft, Mönchengladbach

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Gem-
einnützige Kreisbau Aktiengesellschaft,
Mönchengladbach, – bestehend aus der
Bilanz zum 31.12.2023 und der Gewinn-
und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr
vom 1.1. bis zum 31.12.2023 sowie den
Anhang, einschließlich der Darstellung der
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden
–geprüft. Darüber hinaus haben wir den
Lagebericht der Gemeinnützige Kreisbau
Aktiengesellschaft, Mönchengladbach, für
das Geschäftsjahr vom 1.1. bis zum
31.12.2023 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei
der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

- entspricht der beigefügte Jahresab-
schluss in allen wesentlichen Belangen
den deutschen, für Kapitalgesellschaf-
ten geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften und vermittelt unter Beachtung
der deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild
der Vermögens- und Finanzlage der Ge-
sellschaft zum 31.12.2023 sowie ihrer
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom
1.1. bis zum 31.12.2023 und

- vermittelt der beigefügte Lagebericht
insgesamt ein zutreffendes Bild von der
Lage der Gesellschaft. In allen wesentli-
chen Belangen steht dieser Lagebericht
in Einklang mit dem Jahresabschluss,
entspricht den deutschen gesetzlichen
Vorschriften und stellt die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung
zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären
wir, dass unsere Prüfung zu keinen Ein-
wendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit
des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW)
festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-
führt. Unsere Verantwortung nach diesen
Vorschriften und Grundsätzen ist im Ab-
schnitt „Verantwortung des Abschlussprü-
fers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts“ unseres Bestäti-
gungsvermerks weitergehend beschrieben.
Wir sind von dem Unternehmen unabhängig
in Übereinstimmung mit den deutschen
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen
Vorschriften und haben unsere sonstigen
deutschen Berufspflichten in Übereinstim-

mung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir
sind der Auffassung, dass die von uns er-
langten Prüfungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage für un-
sere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss
und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertre-
ter und des Aufsichtsrats für den Jah-
resabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwort-
lich für die Aufstellung des Jahresab-
schlusses, der den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtli-
chen Vorschriften in allen wesentlichen Be-
langen entspricht, und dafür, dass der Jah-
resabschluss unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Ge-
sellschaft vermittelt. Ferner sind die ge-
setzlichen Vertreter verantwortlich für die
internen Kontrollen, die sie in Übereinstim-
mung mit den deutschen Grundsätzen
ordnungsmäßiger Buchführung als not-
wendig bestimmt haben, um die Aufstel-
lung eines Jahresabschlusses zu ermögli-
chen, der frei von wesentlichen falschen
Darstellungen aufgrund von dolosen Hand-
lungen (d.h. Manipulationen der Rech-
nungslegung und Vermögensschädigun-
gen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses
sind die gesetzlichen Vertreter dafür ver-
antwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft
zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit
zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die
Verantwortung, Sachverhalte in Zusam-
menhang mit der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit, sofern einschlägig, an-
zugeben. Darüber hinaus sind sie dafür
verantwortlich, auf der Grundlage des
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit zu bi-
lanzieren, sofern dem nicht tatsächliche
oder rechtliche Gegebenheiten entgegen-
stehen.
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter
verantwortlich für die Aufstellung des La-
geberichts, der insgesamt ein zutreffendes
Bild von der Lage der Gesellschaft vermit-
telt sowie in allen wesentlichen Belangen
mit dem Jahresabschluss in Einklang
steht, den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend darstellt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die Vor-
kehrungen und Maßnahmen (Systeme), die
sie als notwendig erachtet haben, um die
Aufstellung eines Lageberichts in Überein-
stimmung mit den anzuwendenden deut-
schen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete
Nachweise für die Aussagen im Lagebe-
richt erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die
Überwachung des Rechnungslegungspro-
zesses der Gesellschaft zur Aufstellung des
Jahresabschlusses und des Lageberichts.
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Verantwortung des Abschlussprüfers
für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Si-
cherheit darüber zu erlangen, ob der Jah-
resabschluss als Ganzes frei von wesentli-
chen falschen Darstellungen aufgrund von
dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und
ob der Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft
vermittelt sowie in allen wesentlichen Be-
langen mit dem Jahresabschluss sowie mit
den bei der Prüfung gewonnenen Erkennt-
nissen in Einklang steht, den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften entspricht und die
Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend darstellt, sowie einen
Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unse-
re Prüfungsurteile zum Jahresabschluss
und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß
an Sicherheit, aber keine Garantie dafür,
dass eine in Übereinstimmung mit § 317
HGB unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung
eine wesentliche falsche Darstellung stets
aufdeckt. Falsche Darstellungen können
aus dolosen Handlungen oder Irrtümern
resultieren und werden als wesentlich an-
gesehen, wenn vernünftigerweise erwartet
werden könnte, dass sie einzeln oder ins-
gesamt die auf der Grundlage dieses Jah-
resabschlusses und Lageberichts getroffe-
nen wirtschaftlichen Entscheidungen von
Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflicht-
gemäßes Ermessen aus und bewahren eine
kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

- identifizieren und beurteilen wir die Risi-
ken wesentlicher falscher Darstellungen
im Jahresabschluss und im Lagebericht
aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risi-
ken durch sowie erlangen Prüfungs-
nachweise, die ausreichend und geeig-
net sind, um als Grundlage für unsere
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko,
dass aus dolosen Handlungen resultie-
rende wesentliche falsche Darstellun-
gen nicht aufgedeckt werden, ist höher
als das Risiko, dass aus Irrtümern re-
sultierende wesentliche falsche Darstel-
lungen nicht aufgedeckt werden, da
dolose Handlungen kollusives Zusam-
menwirken, Fälschungen, beabsichtigte
Unvollständigkeiten, irreführende Dar-
stellungen bzw. das Außerkraftsetzen
interner Kontrollen beinhalten können.

- gewinnen wir ein Verständnis von dem
für die Prüfung des Jahresabschlusses
relevanten internen Kontrollsystem und
den für die Prüfung des Lageberichts re-
levanten Vorkehrungen und Maßnahmen,
um Prüfungshandlungen zu planen, die
unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel,
ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser

Systeme der Gesellschaft abzugeben
- beurteilen wir die Angemessenheit der

von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsmethoden
sowie die Vertretbarkeit der von den
gesetzlichen Vertretern dargestellten
geschätzten Werte und damit zusam-
menhängenden Angaben.

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die
Angemessenheit des von den gesetzli-
chen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit so-
wie, auf der Grundlage der erlangten
Prüfungsnachweise, ob eine wesentli-
che Unsicherheit im Zusammenhang
mit Ereignissen oder Gegebenheiten
besteht, die bedeutsame Zweifel an der
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit auf-
werfen können. Falls wir zu dem
Schluss kommen, dass eine wesentli-
che Unsicherheit besteht, sind wir ver-
pflichtet, im Bestätigungsvermerk auf
die dazugehörigen Angaben im Jahres-
abschluss und im Lagebericht aufmerk-
sam zu machen oder, falls diese Anga-
ben unangemessen sind, unser jeweili-
ges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir
ziehen unsere Schlussfolgerungen auf
der Grundlage der bis zum Datum un-
seres Bestätigungsvermerks erlangten
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereig-
nisse oder Gegebenheiten können je-
doch dazu führen, dass die Gesell-
schaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht
mehr fortführen kann.

- beurteilen wir Darstellung, Aufbau und
Inhalt des Jahresabschlusses insge-
samt einschließlich der Angaben sowie
ob der Jahresabschluss die zugrunde
liegenden Geschäftsvorfälle und Ereig-
nisse so darstellt, dass der Jahresab-
schluss unter Beachtung der deutschen
Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Ge-
sellschaft vermittelt.

- beurteilen wir den Einklang des Lage-
berichts mit dem Jahresabschluss, sei-
ne Gesetzesentsprechung und das von
ihm vermittelte Bild von der Lage des
Unternehmens.

- führen wir Prüfungshandlungen zu den
von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten zukunftsorientierten Angaben
im Lagebericht durch. Auf Basis ausrei-
chender geeigneter Prüfungsnachwei-
se vollziehen wir dabei insbesondere
die den zukunftsorientierten Angaben
von den gesetzlichen Vertretern zu-
grunde gelegten bedeutsamen Annah-
men nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientier-
ten Angaben aus diesen Annahmen.
Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu
den zukunftsorientierten Angaben so-
wie zu den zugrunde liegenden Annah-
men geben wir nicht ab. Es besteht ein
erhebliches unvermeidbares Risiko,
dass künftige Ereignisse wesentlich
von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung
Verantwortlichen unter anderem den ge-
planten Umfang und die Zeitplanung der
Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfest-
stellungen, einschließlich etwaiger bedeut-
samer Mängel im internen Kontrollsystem,
die wir während unserer Prüfung feststellen.

Erfurt, 28. Mai 2024

Bavaria
Revisions- und 

Treuhand Aktiengesellschaft
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Steuerberatungsgesellschaft

(gez. Will)     (gez. Spang)
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Öffentliche Zustellung

Frau Sonia Samson, geb. 27.05.1982,
letzte bekannte Anschrift:

Am Hövel 14,41236 Mönchengladbach,

kann der Aufhebungs- und Leistungsbe-
scheid der Stadt Mönchengladbach vom
26.07.2024, vertreten durch den Oberbür-
germeister, Fachbereich Kinder, Jugend
und Familie, Aktenzeichen 51.45.09.1375,
nicht zugestellt werden.

Der o.g. Aufhebungs- und Leistungsbe-
scheid wird hiermit gemäß §10 des Lan-
deszustellungsgesetzes (LZG NRW) vom
01.02.2006 (GV.NRW, S.94), zuletzt geän-
dert am 12.05.2009, (GV.NRW, S.296), öf-
fentlich zugestellt.

Der Empfänger wird hiermit aufgefordert,
den Bescheid beim Fachbereich Kinder,
Jugend und Familie, Verwaltungsgebäu-
de Rathaus Rheydt, Eingang F, Zimmer
156, einzusehen bzw. abzuholen.

Der Bescheid gilt mit Ablauf von zwei Wo-
chen nach Aushang dieser Mitteilung - ohne
Einbeziehung des Aushängetages - sowie
Bekanntgabe im Amtsblatt als zugestellt.

Mönchengladbach, den 26.07.2024 

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
Fachbereich Kinder, Jugend und Familie

im Auftrag
Rajesh
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